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Praktikumsvergütung muss angemessen sein 
 
Nimmt ein Arbeitgeber im Rahmen einer Ausbildung zum Rettungsassistenten einen Praktikan-
ten zur Ableistung eines Anerkennungsjahres auf, muss er ihm eine angemessene Vergütung 
im Sinne des Berufsbildungsgesetzes (BBiG) gewähren. Das hat das Sächsische Landesar-
beitsgericht im Fall eines Praktikanten entschieden, der ein einjähriges Anerkennungsjahr bei 
einer Lehrrettungswache absolvierte und dort eine Vereinbarung getroffen hatte, wonach keine 
Vergütung gezahlt wurde. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, dass es sich bei 
dem Praktikum zum Rettungsassistenten zwar nicht um eine Berufsausbildungsverhältnis nach 
dem Berufsbildungsgesetz (nach § 1 BBiG) handele. Es gehe darum, besondere Kenntnisse, 
Fertigkeiten und Erfahrungen zu erwerben für die Aufgabenstellung als Rettungsassistent. Da 
es sich nicht um ein Arbeitsverhältnis handele, sei § 19 BBiG (a.F.) einschlägig, der auf §10 
BBiG (a.F.) verweise und eine angemessene Vergütung vorsehe. Da die getroffene Vereinba-
rung wegen Gesetzesverstoßes nichtig sei, werde die unwirksame Klausel durch eine Regelung 
mit angemessener Vergütung ersetzt. Weil die Vertragsparteien den im Rahmen der Angemes-
senheit üblichen Spielraum nicht genutzt hätten, sei für eine Reduzierung der Vergütung auf 80 
Prozent der tariflichen Vergütung kein Raum. Daher sei die volle Vergütung (974,67 Euro mo-
natlich) zu zahlen. 
(Urteil des Sächsischen Landesarbeitsgerichts vom 30. September 2005; Az.: 3 Sa 542/04, 
noch nicht rechtskräftig). 
 
 
Schadensersatz für Arbeitsplatzverlust 
 
Verursacht ein Arbeitnehmer durch ruppiges und beleidigendes Verhalten die Kündigung eines 
Kollegen, kann dies eine Schadensersatzpflicht rechtfertigen. Das hat das Hessische Landesar-
beitsgericht im Fall eines kaufmännischen Angestellten in einem Serviceunternehmen entschie-
den, der während einer zweiwöchigen Krankheit vom Personalleiter mehrfach zu Hause angeru-
fen und auf dem Anrufbeantworter als Schauspieler und Simulant beschimpft worden war. Um 
sich diesen Aggressionen zu entziehen, hatte der Angestellte gekündigt. Einen neuen Arbeits-
platz fand er erst neun Monate später. In seiner Begründung weist das Gericht darauf hin, dass 
der Personalleiter für sein rechtswidriges und schuldhaftes Verhalten im Betrieb in voller Höhe 
zu haften habe. Dem Angestellten stehe daher die Differenz zwischen dem früheren Gehalt und 
dem bezogenen Arbeitslosengeld für neun Monate zu (insgesamt 10.500 Euro). 
(Urteil des Landesarbeitsgerichts Hessen vom 7. März 2006; Az.: 7 Sa 520/05). 
 
 
Kündigung nach Skiurlaub während der Arbeitsunfähigkeit 
 
Tritt ein Arbeitnehmer während bestehender Arbeitsunfähigkeit einen Skiurlaub an, verletzt er 
damit seine arbeitsvertraglichen Verpflichtungen in einem Maße, das eine fristlose Beendigung 
durch den Arbeitgeber rechtfertigt. Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall eines ärztlichen 
Gutachters im Medizinischen Dienst der Krankenkassen entschieden, der während einer mehr-
monatigen Erkrankung an Hirnhautentzündung einen Skiurlaub in der Schweiz verbrachte und 
dort beim Skifahren einen Schien- und Wadenbeinbruch erlitt. In seiner Begründung verweist 
das Gericht darauf, dass der Arbeitnehmer seine Pflicht zu einem gesundheitsfördernden Ver-
halten erheblich verletzt habe. Er habe während seiner Erkrankung, die mit erheblichen Kon-
zentrationsstörungen verbunden war, keine sportlichen Freizeitaktivitäten ausüben dürfen, die 
an die Konzentration und Fitness erhebliche Anforderung stelle, wie dies bei alpinem Skilauf der 
Fall sei. Zudem gehöre es zu seinen Aufgaben, als Gutachter des Medizinischen Dienstes das 
Fehlverhalten von Arbeitnehmern im Hinblick auf ihr Krankheitsbild zu überprüfen. Er habe alles 
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zu unterlassen, was die Neutralität und Glaubwürdigkeit des Medizinischen Dienstes und seiner 
Gutachten beeinträchtigen könne.  
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 2. März 2006; Az.: 2 AZR 53/05). 
 
 
Kündigung nach Täuschung über Arbeitszeitbeginn 
 
Täuscht ein Arbeitnehmer vorsätzlich den Arbeitgeber über den Beginn seiner Arbeitszeit, stellt 
dies einen gravierenden Vertrauensbruch dar, der eine fristlose Kündigung rechtfertigt. Das hat 
das Bundesarbeitsgericht im Fall eines Arbeitserziehers beim Landschaftsverband entschieden, 
der einen Kollegen veranlasst hatte, seine Zeiterfassungskarte abzustempeln, obwohl er sich 
noch nicht auf dem Betriebsgelände befand. In seiner Begründung verweist das Gericht darauf, 
dass eine Manipulation der Zeiterfassung in der Regel einen schweren Vertrauensbruch darstel-
le. Das gelte erst recht, wenn der Arbeitgeber dadurch getäuscht werde, dass ein anderer Ar-
beitnehmer veranlasst werde, die Zeiterfassung an seiner Stelle zu betätigen. Es werde ein 
Lohnanspruch vorgetäuscht, der nicht gerechtfertigt sei. Ein Arbeitnehmer könne dabei berech-
tigterweise nicht davon ausgehen, dass der Arbeitgeber ein solches Verhalten zunächst mit ei-
ner Abmahnung ahnden werde. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 24. November 2005; Az.: 2 AZR 39/05). 
 
 
Sonderkündigungsschutz für Betriebsratsmitglied auch bei Insolvenz 
 
Spricht ein Insolvenzverwalter Kündigungen aus, muss er den besonderen Kündigungsschutz 
von Betriebsratsmitgliedern beachten. Sie sind demnach nicht in die Sozialauswahl einzubezie-
hen. Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall eines Meisters in einem Insolvenzbetrieb ent-
schieden, der vergeblich darauf verwiesen hatte, dass an seiner Stelle ein anderer Meister, der 
Mitglied im Betriebsrat war, hätte gekündigt werden müssen. In seiner Begründung verweist das 
Gericht darauf, dass Arbeitnehmer, deren Arbeitsverhältnis durch eine ordentliche Kündigung 
nicht beendet werden könne, also Mitglieder des Betriebsrates, grundsätzlich nicht in die Sozial-
auswahl einzubeziehen seien. Das gesetzliche Kündigungsverbot für Betriebsratsmitglieder ha-
be gegenüber dem allgemeinen Kündigungsschutz als Spezialregelung absoluten Vorrang. 
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 17. November 2005; Az.: 6 AZR 118/05). 
 
 
Aufhebungsvertrag und Sperrzeit 
 
Schließt ein Arbeitnehmer in sicherer Erwartung einer Arbeitgeberkündigung einen Aufhebungs-
vertrag, muss er grundsätzlich mit einer Sperrzeit beim Arbeitslosengeld rechnen. Das gilt aber 
nicht, wenn besondere Umstände den Abschluss der Aufhebungsvereinbarung rechtfertigen. 
Das hat das Bundessozialgericht im Fall einer Angestellten bei einer Wohnungsbaugesellschaft 
entschieden, deren Arbeitsplatz wegen betriebsbedingten Gründen gekündigt werden sollte und 
die sich in dieser Situation für eine Vertragsaufhebung entschieden hatte. Das Gericht verweist 
in seiner Begründung darauf, dass auch in Fällen, in denen eine betriebsbedingte Arbeitgeber-
kündigung zu erwarten sei, dem Arbeitnehmer im Interesse der Versichertengemeinschaft zu-
gemutet werden müsse, die Kündigung abzuwarten. Besondere Umstände gebe es aber dann, 
wenn dem Arbeitnehmer eine rechtmäßige Kündigung verhaltensunabhängig zu dem gleichen 
Zeitpunkt gedroht habe und er durch die einvernehmliche Vertragslösung Nachteile habe ver-
meiden können, die sein berufliches Fortkommen ansonsten erschwert hätten. Vorliegend hätte 
sich die einvernehmliche Lösung positiv auf die beruflichen Eingliederungsmöglichkeiten aus-
gewirkt und seien damit auch der Versichertengemeinschaft zugute gekommen. 
(Urteil des Bundessozialgerichts vom 22. August 2005; Az.: L 16 71/04). 
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Undifferenzierte Rückzahlungsklausel unwirksam 
 
Vereinbart ein Arbeitgeber in einem Arbeitsvertrag die Rückzahlung von ihm übernommenen 
Ausbildungskosten, ohne dabei auf den Grund der Beendigung des Arbeitsverhältnisses abzu-
stellen, ist eine solche Klausel unwirksam. Das hat das Bundesarbeitsgericht im Fall eines beim 
TÜV zum amtlich anerkannten Sachverständigen qualifizierten Angestellten entschieden, der 
innerhalb der Bleibeverpflichtung sein Arbeitsverhältnis kündigte. Darauf hin verlangte der Ar-
beitgeber anteilige Ausbildungskosten in Höhe von ca. 5.000 Euro zurück. In seiner Begründung 
verweist das Gericht darauf, dass die vom Arbeitgeber vorformulierte Rückzahlungsklausel zu 
weitgehend gewesen sei, da sie die Rückzahlung unabhängig vom Beendigungsgrund vorsah. 
Sie benachteilige den Arbeitnehmer nach Treu und Glauben unangemessen und sei daher un-
wirksam (vgl. Paragraph 307 Abs. 1 Satz 1 BGB). Auch eine Auslegung dahin gehend, dass die 
Klausel nur für den Fall einer arbeitnehmerseitigen oder von ihm zu vertretenden Beendigung 
gelte, scheide aus.  
(Urteil des Bundesarbeitsgerichts vom 11. April 2006; Az.: 9 AZR 610/05). 
 
 
Das Fahrtenbuch - Neue Anforderungen an die Ordnungsmäßigkeit! 
 
Wer nicht die, gerade bei hoher beruflicher Fahrleistung meist ungünstigere, Ein-Prozent-
Regelung in Anspruch nehmen möchte, muss ein Fahrtenbuch führen. Sowohl für Unternehmer 
als auch für Arbeitnehmer mit Dienstwagen ist dies oft ein Graus. Der Gesetzgeber verwendet 
zwar den Begriff des „ordnungsgemäßen Fahrtenbuches“, definiert ihn jedoch nirgends. Dies 
führt zu erheblichen Meinungsverschiedenheiten mit der Finanzverwaltung. 
 
Ebenso ist nicht höchstrichterlich geklärt, welche Folgen ein Fahrtenbuch mit nur geringfügigen 
Mängeln in der Ordnungsmäßigkeit hat. Oft führen schon Kleinigkeiten zum Streit mit den Fi-
nanzverwaltungen, die Anerkennung des Fahrtenbuches ist gefährdet. Zwei aktuelle Entschei-
dungen (beide erst am 1. März 2006 veröffentlicht) klären Zweifelsfragen. 
 
Mit Urteil vom 9. November 2005 stellt der Bundesfinanzhof klar, dass ein Fahrtenbuch zeitnah 
und in geschlossener Form geführt werden muss. Die getätigten Fahrten sowie der am Ende 
erreichte Kilometerstände müssen nicht nur vollständig, sondern auch in einem fortlaufenden 
Zusammenhang sein. Es reicht nicht aus, wenn auf losen Zetteln die täglich zurückgelegten Ki-
lometer mit der angefahrenen Stadt notiert werden und im Zusammenhang mit einer kalender-
ähnlichen Terminübersicht nachträglich ein Fahrtenbuch erstellt wird. Dem obersten deutschen 
Finanzgericht fehlt es dabei an der buchförmigen, zusammenhängenden Gestalt, die spätere 
Änderungen nur mit erheblichem Aufwand möglich machen soll. Es reichte auch nicht aus, dass 
der Fahrer die Notizzettel wöchentlich und meist sogar täglich in einer Monatsübersicht übertra-
gen hat, aus der schließlich das Fahrtenbuch entstand. 
 
Ebenso reicht das „Excel-Fahrtenbuch“ dem höchsten deutschen Finanzgericht nicht, da auch 
hier der eingegebene Datenbestand problemlos verändert werden kann, so das Urteil der Mün-
chener Richter vom 16. November 2005. Den strengen Anforderungen an die Ordnungsmäßig-
keit eines Fahrtenbuches wird nur genüge getan, wenn die nachträgliche Veränderung der Fahr-
tenbuchdatei ausgeschlossen ist oder mögliche Änderungen in der Datei selber automatisch 
dokumentiert werden. Zudem ist bei Führen des Fahrtenbuches in Excel das Kriterium „zeitnah“ 
nicht erfüllt, wenn das Fahrtenbuch erst am Computer im Büro geschrieben wird. 
 
Steuerempfehlung: Für die Praxis ist genau auf die Ordnungsmäßigkeit zu achten, da damit zu 
rechnen ist, dass die Finanzverwaltung in Betriebsprüfungen künftig stärker als bisher das Fahr-
tenbuch prüft. Wer ein handschriftliches Fahrtenbuch führt und diese nur der übersichtshalber in 
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Excel überträgt, sollte darauf achten, dass bereits die handschriftlichen Aufzeichnungen der An-
forderung an die Ordnungsmäßigkeit gerecht werden. Aufzeichnungen unbedingt aufbewahren! 
 
Nähere Infos: Christoph Iser, Steuerberater, Goethestrasse 38, 40237 Düsseldorf, Tel.: 0211 / 
6878430, Fax: 0211 / 68784310, E-Mail: Stb.Iser@Steuerempfehlung.de. 
 
 
Bundesarbeitsgericht folgt EuGH und kippt Befristungsregelung für Ältere 
 
Das Bundesarbeitsgericht hat in einem Urteil vom 26.04.2006 die erleichterte Befristung älterer 
Arbeitnehmer für unwirksam erklärt und ist damit einer Entscheidung des EuGH gefolgt. Unter-
nehmen, die einen älteren Arbeitnehmer im Rahmen der erleichterten Befristungsregelung ein-
gestellt haben, müssen nun befürchten, dass sie rechtlich gesehen ein unbefristetes Arbeitsver-
hältnis eingegangen sind. 
 
 
EuGH: Mindesturlaub darf nicht aufgeteilt werden 
 
Firmen dürfen Ihren Mitarbeitern keinen Mindesturlaub auszahlen. Das hat der Europäische Ge-
richtshof (EuGH) in Luxemburg im April 2006 entschieden. Zur Begründung hieß es, der „An-
spruch jedes Arbeitnehmers auf bezahlten Jahresurlaub“ sei als „besonders bedeutsamer 
Grundsatz des Sozialrechts der Gemeinschaft anzusehen, von dem nicht abgewichen werden 
darf“ (C - 124/05). Im zu entscheidenden Fall gab es eine Auseinandersetzung zwischen dem 
niederländischen Arbeitsministerium und einer niederländischen Gewerkschaft. Es war über die 
Frage zu entscheiden, ob Mindesturlaubstage, die im laufenden Jahr ausnahmsweise nicht ge-
nommen werden konnten, grundsätzlich abgekauft werden könnten. Dies ist aus Sicht des 
EuGH nicht zulässig. Zur Begründung verwies der Richter auf die Richtlinie 93/104/EG, die den 
Anspruch auf bezahlten Jahresurlaub und finanzielle Entschädigung für dessen Nichtinan-
spruchnahme regelt. Die Möglichkeit, auch übertragenen Mindestjahresurlaub auszuzahlen, sei 
damit unvereinbar. Ansonsten nämlich würde ein Anreiz geschaffen, „auf den Erholungsurlaub 
zu verzichten oder die Arbeitnehmer dazu anzuhalten darauf zu verzichten“. Urlaub und Ruhe-
zeiten seien aber wichtige Voraussetzungen „für die Sicherheit und Gesundheit des Arbeitneh-
mers“. 
 
 
Pfändungsschutz für private Altersversorgung 
 
Rentenansprüche aus der gesetzlichen Rentenversicherung unterliegen, im Gegensatz zu priva-
ten Rentenansprüchen, einer Pfändungsfreigrenze. Dadurch sind insbesondere Selbstständige 
benachteiligt, die ihre Rente in der Regel privat absichern. Dies soll nun geändert werden durch 
das „Entwurf eines Gesetzes zum Pfändungsschutz der Altersvorsorge und zur Anpassung des 
Rechts der Insolvenzanfechtung“. Durch das neue Gesetz soll der Gläubigerzugriff auf bestimm-
te Lebensversicherungsverträge begrenzt werden. Laut Gesetzesentwurf trifft dies zu, wenn  
 

- die lebenslange Rente nicht vor Vollendung des 60. Lebensjahres oder nur bei Eintritt der 

Berufsunfähigkeit gewährt wird, 

- über die Ansprüche aus dem Vertrag nicht verfügt werden darf, 

- die Bestimmung eines Dritten als Berechtigtem ausgeschlossen ist und 
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- die Zahlung einer Kapitalleistung, ausgenommen eine Zahlung für den Todesfall, nicht ver-

einbart wurde. 

 

Das Gesetz ist noch im Entwurfstadium (Drucksache 16/886 vom 09.03.2006) und kann auf den 
Internetseiten des Deutschen Bundestages unter http://dip.bundestag.de/gesta/16/c049.pdf im 
Detail nachgelesen werden. 
 
 
Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt weiterhin gesteuert 
 
Der Zugang zum deutschen Arbeitsmarkt ist für EU-Bürger der neuen Beitrittsländer für weitere 
drei Jahre beschränkt. Nach dem Beitrittsvertrag vom 16. März 2003 können die alten Mitglied-
staaten gegenüber den neuen Mitgliedstaaten Einschränkungen der Arbeitnehmerfreizügigkeit 
vornehmen. Der Vertrag sieht eine Frist von insgesamt sieben Jahren vor (Zwei-Plus-Drei-Plus-
Zwei-Modell). Zypern und Malta sind ausgelassen, weil eine Belastung des Arbeitsmarktes 
durch diese beiden Länder nicht denkbar ist. Deutschland nutzte die Möglichkeit zur Einschrän-
kung: Sowohl bei der Arbeitnehmerfreizügigkeit als auch bei der Entsendung von Mitarbeiten. 
Die erste zweijährige Übergangsphase dauerte vom 1. Mai 2004 bis zum 30. April 2006. Diese 
Frist wurde um weitere drei Jahre verlängert bis zum 30. April 2009.  Beschränkungen der Ar-
beitnehmerfreizügigkeit trifft alle Arbeitnehmer aus den osteuropäischen Mitgliedsländern, die in 
Deutschland Arbeit suchen. Ausgenommen sind und bleiben Staatsangehörige Maltas und Zy-
perns. Diese Beschränkungen gelten für Menschen, die von osteuropäischen Dienstleistern be-
stimmter Branchen nach Deutschland entsandt werden. Dies betrifft vor allem die Sektoren Bau, 
Gebäudereinigung und Innendekoration. 
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